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Es iſt ein weſentliches und deshalb unbedingtes Erforderniß jeder 
Rechtspflege, daß in ihr Gleichmäßigkeit walte, das heißt, daß gleiche 
Fälle möglichſt gleichartig behandelt und entſchieden werden. Dieſer 
Forderung kann aber in der Wirklichkeit nur dann Genüge geſchehen, 
wenn die Gerichtsbarkeit einheitlich, das iſt fo gegliedert erſcheint, 
daß immer eine und dieſelbe Art von Behörden berufen iſt, die Angelegen— 
heiten auszutragen, mögen die ſtreitenden Parteien nun dieſem oder 
jenem wirthſchaftlichen und ſocialen Kreiſe angehören, alſo bei Streitig- 
keiten aus dem Dienft- und Arbeitsverhältniſſe, möge es ſich um häus⸗ 
liches Geſinde oder um Arbeiter der Land- und Forſtwirthſchaft, des 
Berg⸗ und Hüttenweſens, des ſchaffenden oder vertheilenden, des kleinen 
oder großen Gewerbes handeln. Vom Standpunkte dieſes Principes 
aus iſt es vorläufig noch gleichgiltig, wem die Agende der Jurisdiction 
zugewieſen werde, ob den Verwaltungsbehörden, oder den Gerichten. 

In dieſer Frage greift aber noch ein zweiter Geſichtspunkt ein 
und dieſer iſt damit gegeben, daß jeder Streitfall, was immer für einer 


Abonnenten entſprechend, Art, alſo auch die Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſe, 


in doppelter Weiſe beigelegt werden können, nämlich im Wege gütlichen 
Vergleiches und mittelſt förmlicher Entſcheidung. In beiden Fällen kommt 
es auf den gleichen factiſchen Schlußeffect an, in beiden Fällen muß 
ein unparteiiſcher Dritter interveniren, der mit Autorität ausgerüſtet ift 
Aber in beiden Fällen erfolgt die Intervention in verſchiedener Weiſe. 
Der Unterſchied der Thätigkeit desſelben in dem einen und anderen 
Falle iſt, wie jeder Juriſt weiß, ein tiefgreifender und erſtreckt ſich 
auf Vorausſetzungen, Principien, Mittel und Verfahrungsweiſe. Wer 
vergleichen will oder dies zu thun hat, ſetzt voraus, daß auf Seite 
der ſtreitenden Parteien Bereitwilligkeit vorhanden ſei, von ihren 
urſprünglichen Forderungen etwas nachzulaſſen, und daß dieſe Geneigt— 
heit bisher nur deshalb nicht zum Ausdrucke gelangt ſei, weil keiner der 
Streittheile der erſte ſein wollte, mit einem ſolchen Antrage und be— 
ſtimmten Zugeſtändniſſen au den anderen hervorzutreten. Die Thätig⸗ 
keit des Entſcheidens hat eine weſentlich andere Vorausſetzung; damit 
ſie platzgreife, bedarf es neben des Ausrufes durch eine Partei nur 
des Umſtandes, daß keiner der Streittheile nachgeben und an ſeinen 
Forderungen und Zugeſtändniſſen etwas ändern will. Die erwähnten 
Thätigkeiten find auch im Principe verſchieden; bei der Vermittlung 
waltet die Idee der Billigkeit, bei der Entſcheidung jene der Gerechtig— 
keit als leitender Grundſatz. Der Vergleich ſoll vor Allem billig ſein. 
Von deu conereten Bedingniſſen der urſprünglichen Vereinbarung häufig 
abſehend, ſucht der Vermittler zwiſchen den Parteien eine Ordnung 
ihres gegenſeitigen Verhaltens in der Zukunft herbeizuführen, welche 
zumeiſt nach der wirthſchaftlichen Natur des Falles und der dabei in's 
Spiel kommenden Intereſſen der Streittheile ſich richtet; er mißt die 
Intereſſen des einen mit demſelben Maße, wie jene des anderen. Die 
Entſcheidung muß hingegen gerecht, das iſt ſachgemäß und richtig ſein. 
Der Urtheilende hat zunächſt zu unterſuchen und feſtzuſtellen, ob das 
thatſächliche Verhältniß den getroffenen Abmachungen entſpricht, und 
nachdem ja eben das theilweiſe oder gänzliche, zeitweilige oder dauernde 
Abgehen von dieſer Grundlage den Streit hervorgerufen hat, weiterhin 
zu unterſuchen, ob und inwieweit dieſe Abweichung im Hinblick auf 
jene Stipulationen oder die fie ſupplirenden Vorſchriften des Geſetzes 
gerechtfertigt ſei. — Auch in den bei beiden Interventiousarten zur 
Anwendung gebrachten Mitteln beſteht ein Unterſchied. Der Ver: 
gleichende bewerkſtelligt die Schlichtung des Streitfalles durch ein neue 
Ordnung des Verhältniſſes, die zwar unter Einflußnahme des Ver— 
mittlers, aber immerhin durch den freien Willen beider Parteien zu 
Stande kommt; an die Stelle des beſtandenen tritt ein neues Rechts⸗ 
verhältniß. Die Entſcheidung legt den Streit durch eine Art restitutio 
in i tegrum bei, indem fie das Verhältniß wieder auf die Baſis jener 
Bedingungen zurückführt, welche beide Theile gleich anfänglich verab⸗ 
redet, von denen ſie ſich nur in der Folge abſichtlich oder abſichtslos 
entfernt haben. — Dem Vermittler iſt es ferner überlaſſen, in welcher 
Weiſe er bei ſeiner Intervention verfahren will, um ein Reſultat zu 
erzielen; es ſtehen ihm alle Künſte der Ueberredung und jene mannig- 


faltigen Methoden zu Gebote, welche der praftiiche Sinn der Menſch— 
heit im Laufe ihrer Entwicklung erſonnen und in dem reichen Schatze 
bewährter Praktiken niedergelegt hat, welche von Generation ſich auf 
Generation weitervererben. Der Entſcheidende hat ein Verfahren vor ſich, 
an welches er unter allen Verhältniſſen gebunden iſt und welches, mag 
es nun mehr oder minder förmlich ſein, ſeinen Gang in feſtbeſtimmten 
Bahnen hält. Dieſer hier hervorgehobene fundamentale Unterſchied beider 
Thätigkeiten wird auch von dem Sprachgebrauche anerkannt, welcher 
mit ſeinem Gefühle für beide beſondere Ausdrücke, nämlich die des 
„Vermittelns“ und „Richtens“, des „Vergleichens“ und „Entſcheidens“ 
erzeugt hat und zu verwenden liebt. 

Sind aber dieſe Unterſchiede nicht blos dialectiſch, ſondern in der 


Wirklichkeit vorhanden, ſo entſteht die Frage, ob es wohl angehe, dieſe 


beiden Thätigkeiten in einem und demſelben Organe zu vereinigen. 


Dies muß eutſchieden verneint werden. Neben einander mögen fie immer- 


hin beſtehen, aber ein und dasſelbe Organ ſoll nicht zur Vornahme 
beider berufen und verpflichtet ſein. Dieſe Behauptung wird ſchon durch 
die Erwägung getragen, daß im Reiche der moraliſchen und ſocialen 


Gebilde und Proceſſe das gleiche Geſetz der Specialiſirung waltet, 


welches in der Natur dahin führt, daß jede beſondere Thätigkeit ihr 
eigenes Organ zu erzeugen pflegt. Zu dieſem rein theoretiſchen treten 


lers präjudicirt nämlich der Entſcheidung des Richters, der ja bei jener 
Vereinigung mit erſterem identiſch iſt. Mit ſeinen Propoſitionen an die eine 
oder andere Partei deutet der Vermittler an, welches Maß von An— 
ſprüchen und Verbindlichkeiten er im gegebenen Falle für jeden als 
richtig anerkennt. Iſt er als Richter auch nicht an dieſes ſein früheres 
Urtheil gebunden und wird ein exacter Richter ſich auch nur ſelten durch 
dasſelbe beeinflußen laſſen, ſo erwartet doch, wenn nach dem Scheitern 
des Vergleichsverſuches die Sache zur ordentlichen und meritoriſchen 


Entſcheidung gelangt, die eine oder andere Partei immer. daß der 


Richter jetzt jo enſcheiden werde, wie er vordem zu vergleichen gest 
habe. Fällt nun die Entſcheidung anders aus, ſo kommt der verkürzten 
Partei ein Widerſpruch zum Bewußtſein, deſſen Erklärung ſie weit 
eher in einer Parteilichkeit des Richters, als in jenem vorerwähnten 
Umſtande zu ſuchen geneigt iſt, daß bei der vermittelnden Thätigkeit 
andere Principien befolgt werden müſſen, als bei der judicirenden. 

Aber auch die Erfahrung hat nicht zu Gunſten dieſer Verbindung ent— 
ſchieden. In der Wirklichkeit wird nämlich entweder nur „verglichen“ 
oder nur judicirt, je nachdem Auffaſſung, Laune oder Geſchicklichkeit den 
betreffenden Beamten beſtimmen, dieſer oder jener Thätigkeit den Vor— 
zug zu geben. Es gab und gibt Richter, welche jeder Entſcheidung aus 
weichend eine Stärke darin ſuchen, alle Streitigkeiten im Wege gütlicher 
Ausgleiche zu ſchlichten; die richterliche geht gänzlich in der Mackler— 
thätigkeit unter. Andere wieder perhorresciren ungeachtet der poſitiven 
Anordnungen des Geſetzes die vermittelnde Thätigkeit als des Richters 


unwürdig und nehmen ſich daher auch ſelten oder gar nicht die Mühe, 


der eigentlichen proceſſualiſchen Arbeit derartige Vermittlungsverſuche vor- 
ausgehen zu laſſen. 

Mit Hilfe dieſer Grundſätze und Erfahrungen dürfte es nicht 
große Schwierigkeiten haben, die Gerichtsbarkeit in Lohnſtreitigkeiten in 
ebenſo einfacher wie zweckmäßiger Weiſe zu organiſiren. 

Bei dieſer Reformarbeit kann es ſich nicht darum handeln, neue 
Inſtitutionen zu ſchaffen. Dies wäre weder zweckmäßig noch nothwendig; 
zweckmäßig nicht, weil damit der ohuedem ziemlich vielgliedrige Organis- 
mus unſeres Rechtslebens noch complicirter würde; nothwendig nicht, 
weil unbedeutende Verbeſſerungen, beziehungsweiſe Verſchiebungen am 
Vorhandenen hinreichen, um jene Organiſation zu erreichen, welche den 
früher aufgeſtellten Forderungen entſpricht. Es iſt ein Gefetz der Spar— 
ſamkeit, zu nichts Neuem zu greifen, jo lange man ſich mit dem Be- 
ſtehenden zu behelfen vermag. In den Inſtitutionen der Gemeindeämter 
und der ordentlichen Gerichte nun ſind die Anhaltspunkte gegeben, bei 
denen man anzuknüpfen hätte. Es käme nur darauf an, aus dem beider— 
ſeitigen Wirkungskreiſe das auszuſcheiden, was des andern, jedem ſonach 
das Seine zu geben und die im Sinne unſerer Principien abgegrenzten 
Competenzen der gedachten Organe entſprechend zu verallgemeinern. 
Darum geht unſer Vorſchlag dahin, daß alle judicirende Thätigkeit bei 


Lohnſtreitigkeiten den Gerichten, alle vermittelnde ganz und ausſchließ⸗ 
lich den Gemeindeämtern übertragen werden ſolle, mag es ſich nun 


um Streitigkeiten dieſer oder jener Kategorie des dienenden Perſonales 
handeln. 
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Wir wollen dieſen Vorſchlag noch ein wenig erläutern und näher 
| begründen. 
| Die vermittelnde Thätigkeit ift eigentlich keine juriſtiſche Arbeit, 
den Charakter einer ſolchen nimmt ſie erſt an, wenn es auf die For⸗ 
maliſirung der geſchloſſenen Vergleiche ankommt, bis dahin iſt ſie, wenn 
| man will, eine mehr polizeiliche oder politiſche Thätigkeit. Vermöge 
dieſer ihrer eigenthümlichen Natur muß ſie als Aufgabe jenem Organe 
zufallen, welchem ſchon dermalen die Function der allgemeinen Friedens- 
bewahrung, die polizeiliche Thätigkeit obliegt; das iſt nun die Gemeinde, 
beziehungsweiſe das Gemeindeamt. Zu allem Ueberfluſſe weiſen aber das 
allgemeine Gemeindegeſetz vom 5. März 1862, R G. Bl. Nr. 18, und 
die auf Grund desſelben erlaſſenen ſpeciellen Gemeindeordnungen der 
einzelnen Länder den Gemeinden ausdrücklich die Aufgabe zu, zwiſchen 
ſtreitenden Parteien Ausgleiche zu verſuchen. Obwohl dieſe Geſetze vor— 
ſchreiben, daß dabei von der Gemeinde gewählte Vertrauensmänner zu 
interveniren haben, und obwohl ſogar in einigen Ländern bei den Gemeinde— 
ämtern bereits beſondere Vermittlungsämter eingeführt worden ſind, ſo 
ſind wir gleichwohl der Meinung, daß eine ſolche ſpecielle Organiſation 
gar nicht einmal vorhanden zu ſein braucht, um dieſe Agende der Gemeinden 
zur vollen Entfaltung gelangen zu laſſen. Auſ die Schulter mehrerer 
gelegt, wird die Aufgabe der Vermittlung weit weniger proſperiren, als 
wo ſie durch einen Einzelnen erfüllt wird, der dabei ſeinen Tact, ſeine 
Klugheit und ſein Anſehen in vollem Maße zur Geltung bringt. Was 
hier geregelt werden kann und ſoll, wären höchſtens die Bedingungen, 
unter denen die bei dem Gemeindeamte erzielten Vergleiche Executions⸗ 
ſähigkeit erlangen, alſo die Form der Vergleiche. Außerdem würde es 
ſich vielleicht empfehlen, der Anrufung amtlicher Intervention inſoferne 
eine Grenze zu ſtecken, daß nach zwei erfolgloſen Verſuchen das Amt 
nicht mehr gehalten ſein ſolle, einen weiteren Vermittlungsverſuch in 
demſelben Falle zu unternehmen. 
Die rein judicireude Thätigkeit kann auch in Fällen von Lohn— 
ſtreitigkeiten niemand Anderer beſſer verwalten, als der ordentliche Richter. 
Schon die Natur der dabei verhandelnden Rechte weiſt dieſe Streitig⸗ 
keiten vor das Forum des Civilrichters. Thatſächlich wurde und wird 
bisher ein großer Theil derſelben auch bereits von ihm ausſchließlich 
entſchieden, und greift deſſen Competenz ſubſidiär ſelbſt in ſolchen Fällen 
pla, bei denen früher noch die Anrufung des Gemeinde oder Genoſſen— 
ſchaftsvorſtandes oder der politiſchen Behörde zuläſſig iſt. Der Zuweiſung 
auch dieſer Fälle an die alleinige und ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
ordentlichen Richters fteht längſt nicht mehr jener Umſtand entgegen, der 
ſeinerzeit dahingeführt hat, für ſolche Fälle die außerordentliche Judicatur 
anderer Stellen zu ſtatuiren. Heute beſitzen die Gerichte in dem Bagatell— 
verfahren einen modus poced aui, der ihnen geſtattet, dieſe Streit— 
ſachen ebenſo raſch abzuthun, wie dies von dem Gemeinde- oder Genoſſen— 
ſchaftsvorſtande oder dem politiſchen Beamten der Bezirkshauptmannſchaft 
geſchieht; und was auch an Schnelligkeit bei jener Gerichtsbarkeit ver- 
loren ginge, würde anderſeits durch die Exactheit der Rechtſprechung 
für die Parteien wieder gewonnen fein. Eine ſolche ausſchließliche 
Zuſtändigkeit der Gerichte zur Ju dicatur ſämmtlicher Streitigkeiten aus 
dem Arbeits- und Dienſtverhältniſſe würde weiterhin den oben berührten 
Uebelſtand beſeitigen, welcher darin liegt, daß Unternehmer und Gehilfen 
der an der Peripherie eines Amtsgebietes etablirten Geſchäfte oft eine 
Tagereiſe brauchen, um zu ihrer competenten Gerichtsſtelle, der Bezirks- 
hauptmannſchaft, zu gelangen; denn der Sprengel der neuen Jurisdiction 
hat eine viel geringere Ausdehnung, als der politiſche Bezirk. — Dieſe 
ausſchließliche Gerichtsbarkeit des Civilrichters für die in Rede ſtehende 
Agende hätte aber erſt dann einzutreten, wenn erwieſen iſt, daß bereits 
bei dem zuſtändigen Gemeindeamte früher zwei Verſuche gütlicher Ord— 
nung des Streitfalles ohne Erfolg gemacht worden ſind. 

Mit dem jüngſt dem Reichsrathe vorgelegten Entwurfe einer 
neuen Gewerbeordnung iſt in Betreff der hieher einſchlägigen Materie, 
nämlich der Judicatur in Streitigkeiten aus dem Lehr- und Arbeits⸗ 
verhältniſſe zwar ein Verſuch gemacht worden, den Intereſſen und Wünſchen 
der Arbeiter und Gehilfen theilweiſe Rechnung zu tragen. Auf Seite 114 
des Motivenberichtes heißt es: „der (nach der bisherigen Norm geltende) 
Grundſatz, nämlich daß zunächſt die Genoſſenſchaftsvorſtehung zur Erle 
digung der in Rede ſtehenden Streitigkeiten competent erſcheint, iſt auf 
Widerſpruch geſtoßen, weil die Organiſation dieſes Genoſſenſchaſtsforums 
(8 121 der Gewerbeordnung) den Streittheilen aus der Claſſe der Hilfs⸗ 
arbeiter nicht entſpricht. Die dort normirte Zuweiſung einiger Vertreter 
aus dem Stande der Gehilfen ſeitens der Behörde involvirt eine ungleich— 


artige Behandlung der beiden Claſſenelemente, indem dem gewählten 
Genoſſenſchaftsvorſtande, welcher nach dem Geſetze nur aus Gewerbs— 
inhabern beſtehen kann, die von der Behörde beſtellten und zwar oft 
nicht in der gleichen Anzahl beſtellten Vertreter aus dem Stande der 
Hilfsarbeiter gegenübergeſtellt wurden. So ſehr die erſprießliche Thätigkeit 
einzelner Genoſſenſchaftsgerichte rühmend anzuerkenen iſt, ſo dürfte doch 
zugegeben ſein, daß die in Rede ſtehende Geſetzesbeſtimmung im Ver⸗ 
gleiche zu der großen Anzahl von Gewerbetreibenden nicht genügend 


Wurzel gefaßt und mit Rückſicht auf das zu Tage getretene Bedürfniß 


nach ſolchen Schiedsgerichten ſich nicht vollſtändig bewährt hat. Es gibt 
alſo nach dem beſtehenden Geſetze in der Hauptſache für die Entſcheidung 
der innerhalb 30 Tagen nach dem Aufhören des Dienſt- oder Lehr— 
verhältniſſes angebrachten Streitigkeiten die Competenz der politiſchen 
Behörde. Die aus dem Arbeiterverhältniſſe hervorgehenden Streitigkeiten 
erfordern jedoch eine raſche und ſachgemäße Erledigung. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß dem Bedürfniſſe der ſtreitenden Theile, Fachgerichte 
auf ſchiedsrichterlicher Baſis, in welchen beide Theile, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, gleichmäßig vertreten ſind, am meiſten entſprechen.“ Dieſen 
Erwägungen gemäß ändert der neue Entwurf die beſtehende Einrichtung 
dahin ab, daß anſtatt der politiſchen Behörde, wenn in einem Orte für 


ein beſtimmtes Gewerbe keine Genoſſenſchaft beſtebt, eigene Schiedsgerichte 


(ſchiedsrichterliche Collegien) zur Entſcheidung der erwähnten Streitſälle 


eingeführt werden können, welche nach Art der Gewerbegerichte organiſirt 
ſind. — Es bedarf einer weiteren Kritik dieſes beſcheidenen Vorſchlages 


einer Reform nicht; nach den vorausgegangenen Deductionen wird jeder 
Leſer ſelbſt zu beurtheilen im Stande ſein, ob wir uns mit der hier 
angeſtrebten Verbeſſerung zufrieden geben können. 


Wir wiſſen gar wohl, daß wir mit dem Vorausgegangenen den 
Gegenſtand der behandelten Frage nicht erſchöpft haben. Wir glauben 


auch keineswegs mit unſeren Vorſchlägen ſofort das Richtige getroffen 
zu haben. Um bei ſolchen Problemen zu endgiltigen Löſungen und 
befriedigenden praktiſchen Reſultaten zu gelangen, bedarf es eben wieder 
holter und von verſchiedenen Standpunkten aus unternommener Erör— 
terungen. Mag unſere Anſicht auch nicht in Allem ſtichhältig, die Vor— 


ſchläge als undurchführbar befunden werden, ſo dürfen wir uns wenig- 


ften3 der Hoffnung hingeben, daß dieſer Artikel Andere beſtimmen werde, 
auch an die Frage heranzutreten, und ihre Anſichten, Erfahrungen und 
Vorſchläge den unſeren entgegen zu ſtellen. Dem Widerſtreite der Mei— 
nungen wird vielleicht eine beſſere Löſung entſpringen, als wir ſie zu 
geben vermochten. Auf dieſe Weiſe wird Publiciſtik und Wiſſenſchaft 
auch der Aufforderung gerecht werden, der zukünftigen Geſetzgebung 
einen Vorrath im vornehinein durchgearbeiteter Gedanken und Projecte 
an die Hand gegeben zu haben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entſcheidung des k. k. Meichögerichtes bei einem negativen Com- 
petenzconflict. 

Competenz der politiſchen Behörden, wenn es ſich um Leitung, 
reſpective Ableitung und Verhinderung der Benützung von Ge— 
wäſſern handelt. 

Die Eheleute Johann und Julie David zu Dittersdorf haben 
um die Entſcheidung eines negativen Competenzconflictes zwiſchen den 
k. k. Gerichtsbehörden, den k. k. politiſchen und autonomen Landes— 
behörden gebeten, welcher ſich aus dem Anlaſſe ergeben hat, daß ein 
vor dem Haufe Nr. 15 der Sittſteller auf der Weideparcelle Nr. 248 a 
beſtandener Waſſertümpel (Ciſterne), an welchem die jeweiligen Eigen- 
thümer des Hauſes Nr. 15 ſeit 50 Jahren Beſitzrechte ausgeübt haben, 
am 14. und 15. April 1880 über Anordnung des Gemeindevorſtandes 
von Dittersdorf in Ausführung eines dortigen Gemeinde-Ausſchuß⸗ 
beſchluſſes gegen den Willen und Proteſt der Geſuchſteller durch Demo- 
lirung des Dammes, Ableitung des Wafſers mittelſt eines Canales 
und Ausfüllung des Tümpels mit Erde beſeitigt worden ſei. 

Obſchon die genannten Eheleute gegen dieſen Vorgang bei dem 
k. k. Bezirksgerichte Mähriſch-Trübau die Befitzſtörungsklage eingebracht 
und bei der Bezirkshauptmannſchaft, ſowie auch bei dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe Beſchwerde erhoben haben, konnten ſie von keiner Seite eine 
meritoriſche Entſcheidung erzielen und haben deshalb in Gemäßheit des 
Artikels 2 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 143, die Beſtimmung der Competenz durch das Reichsgericht in 
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Anſpruch genommen. Die Bezirkshauptmannſchaft berichtete, daß der 
fragliche Tümpel auf der Gemeinde-Hutweide Parcelle Nr. 248 a ſich 
befände und dadurch entſtanden ſei, daß die einzelnen Gemeindemit⸗ 
glieder dort Lehmgruben machten und Ziegel erzeugten. Der Gemeinde— 
Ausſchuß habe nun am 4. April 1880 beſchloſſen, daß dieſe Pfütze 
verichütfet werden ſolle, weil ſich im Frühjahre oder bei großem Regen⸗ 
wetter Waſſer anſammle, in welchem ſich verſchiedenes Ungeziefer auf- 
halte und welches nach und nach vertrocknen müſſe, wodurch es der 
Geſundheit ſchädlich werde; weiter habe der Gemeinde-Ausſchuß beſchloſſen, 
daß Johann David die in dieſem Tümpel befindlichen Röhren ſowie 
das neben dem Tümpel befindliche Holz wegzuräumen habe. Auf Grund 
dieſes Gemeindebeſchluſſes habe der Gemeindevorſteher den Johann 
David zunächſt gefragt, ob er geſonnen ſei, für die Benützung des 
Tümpels einen Jahrespacht von 1 fl. zu zahlen und den Tümpel ein— 
zuzäunen. Als nun Johann David ſich weigerte, dieſer Forderung zu 
entſprechen, ſei in Ausführung des Gemeindebeſchluſſes der Tümpel 
beleitigt worden. 

Gegen dieſen Vorgang habe nun Johann David am 14. April 
1880 allerdings bei der Bezirkshauptmannſchaft eine Beſchwerde über— 
reicht, welche jedoch dem mähriſchen Landesausſchuſſe mit Hinblick auf 
die Beſtimmungen der SS 30 und 34 der Gemeindeordnung vom 15. März 
1864 und im Grunde des 8 98 derſelben zur competenten Entſcheidung 
abgetreten wurde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft habe ſich hiebei gegenwärtig gehalten, 
daß die in Beſchwerde gezogene Verfügung des Gemeindevorſtandes 
einerſeits aus Rückſichten für die Benützung des Gemeindegutes, anderer 
8 


G. O. an den mähriſchen Landesausſchuß gehe. Der Tümpel ſelbſt 
gehöre nach $ 4 ad e des mähriſchen Waſſerrechtsgeſetzes der Gemeinde 
als Beſitzerin des Grundes, und der Abfluß desfelben komme nicht in 
Betracht, da Johann David das ſeinem Garten zufließende Waſſer von 
ſeinem Gartengrunde abwehrt. 

Das k. k. Reichsgericht hat nun in dieſer Angelegenheit am 
19. Jänner 1881, Z. 5, erkannt, wie folgt: 

Im Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. Jänner 1881 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung, bei welcher gegenwärtig waren 
als Vorſitzender: für den Präſidenten des Reichsgerichtes Graf Edmund 
Hartig; Stimmführer: Fürſt Conſtantin Czartoryski, Dr. Karl Habietinek, 
Dr. Moriz Heyßler, Dr. Anton Freiherr v. Hye-Glunek, Thaddäus 
Freiherr v. Merkl, Peregrin Ritter v. Purſchka, Dr. Anton Rintelen, 
Dr. Joſef Stöger, Dr. Joſef Suppan, Dr. Joſef Unger; Schriftführer: 
Dr. Eduard Kauziani, über das Geſuch der Eheleute Johann und Julie 
David zu Dittersdorf, gezeichnet von dem Advocaten Herrn Dr. Adolf 
Pokorny zu Mähriſch-Trübau, de prae . 20. November 1880, 3. 229 
R. G., und die darin geſtellte Bitte: das k. k. Reichsgericht geruhe 
zu erkennen, ob zur Entſcheidung ihrer Beſitz- und Benützungsrechte 
auf die auf der Weideparcelle Nr. 248 a zu Dittersdorf beſtandene 
| Eifterne und reſpective auf das in derſelben ſich ſammelnde Regen- und 
Thauwaſſer, und über die Frage, ob der Gemeinde Dittersdorf das 
Recht zuſtehe, dieſe Eiſterne ohne Einwilligung und ſogar gegen den 
Proteſt der Geſuchſteller zu demoliren und ſolchergeſtalt ihre Beſitz und 
Benützungsrechte illuſoriſch zu machen, die k. k. Gerichte oder die k. k. 
politiſchen Behörden oder endlich die autonomen Gemeinde- und Landes⸗ 
behörden competent ſeien; — nach Anhörung des Herrn Miniſterial⸗ 
rathes Peyrer, als Vertreter des k. k. Ackerbauminiſteriums, za Recht 
erkannt: 

„Zur Entſcheidung über die von den Geſuchſtellern in Anſpruch 
genommenen Beſitz- und Benützungsrechte an der auf der Weideparcelle 
Nr. 248 a zu Dittersdorf beſtandenen Ciſterne und reſpective an dem 
in derſelben ſich ſammelnden Regen- und Thauwaſſer ſind die k. k. 
politeſchen Behörden competent.“ — Gründe: 

Von den Geſuchſtellern wird angegeben und iſt von keiner Seite 
widerſprochen, daß ſich vor ihrem Hauſe Nr. 15 zu Dittersdorf auf 
der der Gemeinde gehörigen Weideparcelle Nr. 248 a ein Waffertiimpel 
(Ciſterne) befunden habe, welcher ſeit ſeinem Beſtehen, d. i. ſeit 50 Jah⸗ 
ren, und jedenfalls ſeit mehr als 45 Jahren von den jeweiligen Befitzern 
dieſes Hauſes, und insbeſondere von den Geſuchſtellern ſeit dem Erwerb 
desſelben im Jahre 1867 zum Waſchen der Wägen, Fußböden und 
Wäſche, zum Begießen des Gartens und zum Halten des Waſſergeflü⸗ 


gels benützt, auch, ſo oft es nöthig war, von ihnen ausgeſchlemmt, 
gereinigt und deſſen ausgehobener Schlamm von ihnen als Dünger ver- 
wendet wurde; daß ferner dieſer Tümpel am 14. und 15. April v. J. 
über Auftrag des Gemeindevorſtehers F. Weigl und des Gemeinderathes 
J. Hobler in Ausführung eines angeblichen Gemeinde-Ausſchußbeſchluſſes 
durch eine Schaar dazu aufgebotener Männer trotz des Proteſtes der 
Geſuchſteller mittelſt Demolirung des den Tümpel umgebenden Damnıes, 
Ableitung des Waſſers durch Gräben und Ausfüllung der Eifterne mit 
Erdreich trockengelegt und beſeitigt worden iſt. Hierin erblickten die 
Geſuchſteller eine Verletzung der Beſtimmungen der 88 22 und 23 der 
mähriſchen Feuerlöſchordnung (Landesgeſetz vom 5. April 1873, L. G. B. 
Nr. 35), ſowie eine Störung im Beſitze des Waſſerbenützungsrechtes, 
und brachten daher in erſter Beziehung Beſchwerde bei der k. k. Bezirks- 
hauptmannſchaſt zu Mähriſch-Trübau und bei dem mähriſchen Landes- 
ausſchuſſe, in der zweiten Beziehung aber bei dem k. k. Bezirksgerichte 
Mähriſch⸗-Trübau die Beſitzſtörungsklage de praes. 5. Mai v. I., 
Nr. 2900, ein. 

Von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft wurde die Beſchwerde laut 
Verſtändigungsbeſcheid vom 30. April v. J., Nr. 3224, an den mähri⸗ 
ſchen Landesausſchuß zur competenten Erledigung abgetreten, ſomit aber 
die eigene Competenz abgelehnt. 

Von dem k. k. Bezirksgerichte iſt die Verhandlung in Gemäßheit 
der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, 
wohl eingeleitet, jedoch mit Verordnung vom 15. Juli v. J., Nr. 4317, 
wegen Incompetenz wieder eingeſtellt und es iſt dieſe Einſtellung im 
Recurszuge auch von dem k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichte mit 
Beſchluß vom 25. Auguſt v. J., Nr. 9406, beſtätigt worden. 

Endlich wurde von Seite des mähriſchen Landesausſchuſſes ſowohl 
über die urſprünglich an denſelben gerichtete, als über die von der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft an ihn abgetretene Beſchwerde mit Beſchluß 
vom 22. Mai v. J., Nr. 12.844, im Hinblick auf die privatrechtliche 
Natur des Gegenſtandes die Entſcheidung gleichfalls abgelehnt. | 

Es fragt ſich zuvörderſt, ob durch dieſe Vorgänge ein negativer | 
Competenzeonflict begründet ſei. Dies könnte aus dem Grunde bezweifelt | 
werben, weil das Einſchreiten bei den verſchiedenen um Hilfe angegan- 
genen Behörden nicht in der nämlichen Tendenz, nämlich jenes bei den 
Verwaltungsbehörden aus dem Standpunkte der Feuerſicherheit, jenes 
bei den Gerichten aber aus dem Standpunkte des Beſitzſchutzes geſchehen 
ſei. Gleichwohl iſt das Vorhandenſein des negativen Eompetenzceonflictes 
zu bejahen; denn zu demſelben iſt laut § 14 des Geſetzes vom 18. April 
1869, R. G. Bl. Nr. 44, nur erforderlich, daß „ſowohl die Gerichts— 
als auch die Verwaltungsbehörden die Zuſtändigkeit in derſelben Sache 
ablehnen“, während es in der Natur der Dinge liegt, daß die Gerichts— 
behörden einerſeits und die Verwaltungsbehörden andererſeits unter 
verſchiedenen Geſichtspunkten und mit verſchiedenem Begehren um ihre 
Hilfe angegangen werden. 

Der ſonach obwaltende negative Competenzconflict mußte aber zu 
Gunſten der Competenz der k. k. politiſchen Behörden erledigt werden. 

In dem vorliegenden Falle handelt es ſich nämlich um Leitung, 
reſpective Ableitung und Verhinderung der Benützung von Gewäſſer. 
Nach SS 75 und 97 des Waſſerrechtsgeſetzes für Mähren vom 28. Auguſt 
1870, L. G. Bl. Nr. 65, ſind aber in ſolchen Angelegenheiten die 
k. k. politiſchen Behörden competent. E—e. 


Gefeße und Verordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handels miniſteriums. 
Nr. 39. Ausgeg. am 7. Juli. 
Aenderung in dem im Artikel IV des Reglements zur Ausführung des 
Pariſer Weltpoſt⸗Vertrages enthaltenen Taxverzeichniſſe. H.⸗M. Z. 20.176. 30. Juni. 
Auflaſſung des Poſtamtes Unter⸗Wurzen. H.⸗M. Z. 18.446. 29. Juni. 
Auflaſſung des Poſtamtes Romeno. H.⸗M. Z. 39.437 ex 1879. 1. Juli. 
Auflaſſung der Poſtſtation Schrems in Niederöſterreich. H. k. 3. 17.728. 
23. Juni. 


k. 


Nr. 40. Ausgeg. am 12. Juli. 
Hinausgabe eines neuen Fahrpoſt⸗Tarifes „Rußland“. H.⸗M. Z. 16.471. 
14. Juni. 
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Auflafſung des Poſtamtes Stammersdorf (Rendezvous). H.⸗M. Z. 19.421. 
3. Juli. 
Nr. 41. Ausgeg. am 15. Juli. 
Aufhebung des Frankirungszwanges für Briefe nach Auſtralien und Neu— 
Seeland bei der Beförderung über Brindiſt. H.⸗M. 3. 21.255. 8. Juli. 
Namensänderung des Poſtamtes Zemplen⸗Dobra. HM. 3. 21.191. 
8. Juli. 
Auflaſſung von Poſtſtationen in Galizien. H.⸗M. 8. 18.346. 8. Juli. 
Nr. 42. Ausgeg. am 17. Juli. 
Anlegung, Abfertigung und Evidenzhaltung der Geld- und Frachtenkarſen 
im öſterreichiſch-ungariſchen Poſtverkehre. H.⸗M. Z. 20.756. 6. Juli. 
Nr. 43. Ausgeg. am 22. Juli. 
Herabſetzung der Tragzeit der Winterpaletots von drei Jahren auf zwei 
Jahre. H.⸗M. Z. 10.968. 4. Juli. 
Einſchärfung der Beſtimmungen, betreffend die Beigabe von Zolldeclara— 
tionen zu zollpflichtigen Sendungen nach Deutſchland. H.-M. Z. 19.745. 8. Juli. 
Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, angeblich nicht an 


ihre Beſtimmung gelangte Briefpoſt-⸗Ge zenſtände nach und aus Salvador. H. M. 
3. 21.253. 9. Juli. 


Feftſtellung des Freigewichtes und Freiwerthes für das Gepäck der Reiſen⸗ 
den bei Malfe-, Perſonen⸗, Eil⸗ und Packfahrten. H.⸗M Z. 22.238. 14. Juli. 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindung zwiſchen Spanien und den Philippinen-Inſeln 
(Indiſcher Archipel). H. M. 8. 21.632. 14. Juli. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Senatspräfidenten des k. k. Verwallungsgecichts⸗ 
hofes Dr. Julius Freiherrn v. Fierlinger die Würde eines geheimen Rathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem außerordentlichen Geſandten und bevollmach— 
tigten Miniſter am königl. ſchwediſchen Hofe Karl Freiherrn Pfuſterſchmid von 
Hartenftein die Würde eines geheimen Rathes tapfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleidirector der Generalintendanz der Hof⸗ 
theater Regierungsrathe Eduard Eiſenreich bei deſſen Penſionirung den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. N 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten erſten Hofſeeretär des Oberſthofmeiſteramtes Nikolaus Bolia- 
kovits zum wirklichen Regierungsrathe und den Hoffecretär dieſes oberſten Hof— 
amtes Dr. Eduard Wlaſſak zum wirklichen Regierungsrathe und Kanzleidirector 


der Generalintendanz der Hoftheater ernannt, dann den Official des Oberſthof 
meiſteramtes Max Ritter Imhof v. Geißlinghof den Titel und Charakter 
eines Hofconcipiſten verliehen. 


Seine Majeſtat haben dem mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrathe des oberſthofmeiſterämttichen Rechnungsdepar⸗ 
tements Ludwig Hebenſtreit das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Joſef Krauſchner in Leitmeritz 
anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Charakter eines Baurathes tarfrei 
verliehen. AN 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Official Emil Ka nkoffer 
den Titel und Charakter eines Telegraphencommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Conſularelevei Rorberk Shmuder zunt Vice⸗ 
conſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Joſef Atkinſon in Hull zum 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 5 

Seine Majeſtät haben dem Stadtphyſikus in Bielitz in Schleſien Dr. 
Johann Pszezolka den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpröſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Statthaltereiſecretär Eruſt Ritter v. Höhnel zum Bezirkshauptmann, dann die 


Bezirkscommiſſäre Pasqual Roſetti v. Scander und Dr. Philipp Zaplotnik zu 
Statthaltereiſeeretären im Küſtenlande ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 


Bauadjuncten Sigmund Taußig und Jakob Bacher zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Niederöfterreich ernannt. 


Der k. k. erſte Oberſthofmeiſter hat den Miniſterialconcipiſten im Finanz⸗ 
miniſterium Dr. Stefan Wehler zum Hofconcipiſten im Oberſthofmeiſteramte 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär und Grenzinſpector in 
Komotau Joſef Weigt zum Finanzoberinſpector in Linz ernannt. 


Erledigungen. 


Primararztesſtelle in der Landeskrankenanſtalt in Brünn mit 1200 fl. 
Gehalt und 180 fl. Activitätszulage, Naturalwohnung oder Wohnungspauſchale 
per 400 fl., bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 31.) 

Bezirksthierarztesſtelle in Görz oder in einem anderen küſtenländiſchen 
Bezirkshauptorte in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 31.) 

Förſtersſtelle in Gaſtein mit der zehnten, eventuell Forſtaſſiſtentenſtelle 
mit der eilften Rangsclafſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 34.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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